
Bettina Hagedorn
Mitglied des Deutschen Bundestages

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

(030) 227 – 73 832

(030) 227 – 76 920

bettina.hagedorn@bundestag.de

Seite 1 von 3

Hagedorn: Gefahr für die Küste - Schwarz-Gelb beschließt Mehrwertsteuererhöhung

von 7 auf 19 Prozent für Ausflugsschiffe und Hochseeangelkutter

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch die Erhöhung der Mehrwert-

steuer von 7 auf 19 Prozent für Ausflugsschiffe und Hochseeangel-

kutter besclossen. Die ostholsteinische Bundestagsabgeordnete und

stellvertretende haushaltspolitische Sprecherin der SPD-

Bundestagsfraktion Bettina Hagedorn sieht darin eine Gefahr für die

Attraktivität des Tourismus und viele maritime Arbeitsplätze.

Hagedorn: „Jetzt ist es Fakt: Trotz der vollmundigen Ankündi-

gung von Wirtschaftsminister Jost de Jager am 22. November

2011, dass ,Kiel für den niedrigen Steuersatz bei Passagierschif-

fen kämpfen‘ werde, hat Schwarz-Gelb in Berlin die SPD-

Bundesratsinitiative aus Rheinland-Pfalz zur Verlängerung der

seit 1984 geltenden abgesenkten Mehrwertsteuerregelung ge-

stoppt: Rückwirkend zum 1. Januar gilt damit die Mehrwertsteu-

er von 19 Prozent für Ausflugsschiffe und Hochseeangelkutter.

Fakt ist also, dass Jost de Jager sich entweder mit den schles-

wig-holsteinischen CDU/FDP-Bundestagsabgeordneten in Berlin

ohne jeden Erfolg für die Reeder eingesetzt hat – das würde ein

Schlaglicht auf die fehlende Durchsetzungskraft der Kieler Lan-

desregierung in Berlin werfen oder er hat entgegen seiner voll-

mundigen Versprechungen gar nicht gekämpft - und damit dann

sein Wort nicht gehalten. In jedem Fall ist der Misserfolg de

Jagers fatal für den maritimen Tourismus in Schleswig-Holstein

und gefährdet zahlreiche Arbeitsplätze. Erst kürzlich beklagte

der 1. Vorsitzende des Verbandes der Bäder- und Hochseean-

Berlin, 12.01.12



Seite 2 von 3

gelschiffe e.V. Willi Lüdtke aus Fehmarn bei einem SPD-

Gespräch in Heiligenhafen, dass allein in unserer Region von

ursprünglich 20 Ausflugsschiffen und Hochseeangelkuttern in-

nerhalb weniger Jahre nur noch acht übrig geblieben sind.“

Nach Einschätzung des Bundesverbandes der Deutschen Binnen-

schifffahrt gefährdet dieser Beschluss von Schwarz-Gelb bundesweit

2600 Arbeitsplätze. Die für die Reeder an Nord- und Ostsee katastro-

phale Entscheidung der Bundesregierung hatte sich leider bereits am

19. September angekündigt, als auf SPD-Anfrage im Bundestag

(Frage: ,Wird die Bundesregierung eine Verlängerung oder Entfris-

tung der bis Ende 2011 geltenden ermäßigten Besteuerung nach §

12 Abs. 2 Nr. 10a des Umsatzsteuergesetzes vorschlagen?‘)

Schwarz-Gelb durch den Finanz-Staatssekretär Koschyk (CSU) fol-

gende Antwort gab: ,Die Kommission zur Überprüfung der ermäßig-

ten Umsatzsteuersätze soll die verschiedenen Vorschläge zur Reform

des ermäßigten Umsatzsteuersatzes umfassend und ergebnisoffen

prüfen. Dazu gehört auch die Thematik des Umsatzsteuersatzes für

die Personenbeförderung mit Schiffen. Eine Verlängerung der bis

zum 31. Dezember 2011 geltenden Übergangsregelung würde dem

Ergebnis der Kommission vorgreifen. Die Bundesregierung wird da-

her dem Gesetzgeber keinen Vorschlag für eine weitere Verlänge-

rung der Übergangsregelung unterbreiten.‘

Fakt ist: Vor zwei Jahren legten CDU/CSU und FDP in ihrem Koaliti-

onsvertrag fest, dass sie „Handlungsbedarf bei der ermäßigten Um-

satzbesteuerung“ sehen und kündigten gleichzeitig eine hochkarätig

besetzte Kommission zu deren Überprüfung an. Als Kommissions-

mitglieder waren immerhin der Bundesfinanzminister, der Bundes-

wirtschaftsminister, der Chef des Bundeskanzleramtes und die Gene-

ralsekretäre der Koalitionsparteien vorgesehen.

Hagedorn: „Es ist ein Hohn, dass einerseits die konstituierende

Sitzung dieser Kommission – angeblich aus terminlichen Grün-

den – seit 2 Jahren nicht stattgefunden hat und andererseits

Schwarz-Gelb sich dennoch erdreistet, diese Kommission als

Vorwand dafür zu benutzen, dass die Fahrgastschiffe ab Januar

2012 nach 28 Jahren urplötzlich 19 Prozent Umsatzsteuer bezah-

len müssen. Das ist auch deshalb besonders unglaubwürdig,

weil die gleiche Regierung vor 2 Jahren in einer Nacht-und-
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Nebel-Aktion den Hoteliers die Mehrwertsteuer von 19 auf 7 Pro-

zent absenkte – nachdem gewaltige Wahlkampfspenden geflos-

sen waren.“

Zur Erinnerung: 1984 entfiel die Umsatzsteuerbefreiung für die Per-

sonenbeförderung mit Schiffen – allerdings hat die Bundespolitik da-

mals befristet den niedrigen Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent be-

schlossen und diese Beschlusslage seitdem siebenmal erneuert – 7

Prozent Mehrwertsteuer galten also ununterbrochen seit 28 Jahren:

bis Ende 2011.

Hagedorn: „Während die Absenkung der Mehrwertsteuer zuguns-

ten der Hoteliers jedes Jahr mit einem Minus von 1 Mrd. Euro im

Staatsaushalt zur Buche steht, sind die 20 Mio. Euro die

Schwarz-Gelb durch die Mehrbelastung der Ausflugsschiffe der

Ausflugsschiffe und Hochseeangelkutter einnehmen will gera-

dezu läppisch. Mit dieser Summe werden die öffentlichen haus-

halte zwar nicht saniert – aber Schwarz-Gelb nimmt billigend in

Kauf, dass die für den Tourismus so wichtige Branche der Aus-

flugsschiffe in Existenzgefahr gerät. Klar ist: Der Norden und die

Küste haben bei Schwarz-Gelb in Berlin offensichtlich keine

Lobby. Große Kreuzfahrtreedereien auf Main und Donau können

die Mehrkosten möglicherweise noch wegstecken oder an ihre

gutbetuchten Gäste weiterreichen, aber für die vorwiegend als

Familienunternehmen organisierten klein- und mittelständischen

Betriebe der Fahrgastschifffahrt und der Hochseeangelkutter

stellen diese Mehrkosten eine reale Gefahr bis zur Existenzge-

fährdung dar. Viele Reeder der Fahrgastschiffe und Hochseean-

gelkutter hatten darauf vertraut, dass die SPD-Bundesrats-

initiative in letzter Minute diese Gefahr der Mehrwertsteuererhö-

hung für sie abwenden und eine Verlängerung der seit 28 Jahren

bestehenden Regelung bewirken würde. Mit ihrem Vertrauen auf

die Durchsetzungskraft von de Jager und der CDU/FDP-Bundes-

tagsabgeordneten aus Schleswig-Holstein haben sie bedauerli-

cherweise Schiffbruch erlitten.“


